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1. Polizeireform, Evaluation, Reform der  
    Reform 
      Fakten und Gerüchte: Im Gespräch mit dem 
     DPolG-Landesvorsitzenden Ralf Kusterer   

2. Drohnen für die Polizei?
 

Zeit, dass sich was dreht ...
Mit großer Spannung wurde Ende März der Abschlussbericht zur „Evaluation der Poli-
zeistrukturreform Baden-Württemberg“ erwartet. Wenige Zeit nach Vorlage des Berichts 
beim Innenministerium wurden Inhalte daraus in verschiedenen Medien veröffentlicht.
Seither kursieren unterschiedliche Spekulationen, Auslegungen und teils wilde Gerüch-
te. Im Interesse vieler dadurch verunsicherten Kolleginnen und Kollegen versuchen wir, 
mit einem etwas ausführlicheren Interview damit aufzuräumen. 
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Polizeireform,Evaluation,Reform der Reform  
Fakten und Gerüchte: Im Gespräch mit dem DPolG-Landes-
vorsitzenden Ralf Kusterer. 
Der Landesvorsitzede des DPolG 
Ladesverbands Baden-Württem-
berg, Ralf Kusterer, stand der 
ID-Redaktion Anfang Juni Rede und 
Antwort, was die aktuelle Situation 
rund um die Evaluation der Polizei-
reform betrifft. 

ID-Redaktion: Herr Kusterer, wann und 
durch wen hat die DPolG Baden-Würt-
temberg das mit Spannung erwartete 
Ergebnispapier erhalten? 

Ralf Kusterer: „Mit Mail vom 28. März 
2017, 13:07 Uhr, hat Innenminister 
Strobl der DPolG den Abschlussbe-
richt Evaluation der Polizeistrukturre-
form Baden-Württemberg übersandt. 
Dazu teilte der Minister mit, dass im 
Koalitionsvertrag zwischen Bündnis 
90/Die Grünen und der CDU Ba-
den-Württemberg vereinbart wurde, 
die Polizeistrukturreform ausgehend 
vom Anspruch der Bürgerinnen und 
Bürger auf eine orts- und bürgernahe 
Polizei umfassend und zeitnah zu 
evaluieren. Am 28. März habe ihm 
der Lenkungsausschuss seinen Ab-
schlussbericht vorgelegt, den er uns 
gerne am selben Tage übersende.
Unterdessen wurde der Abschlussbe-
richt in den verschiedensten Medien 
veröffentlicht und steht allen Kollegen/
innen zur Verfügung.

Nun liegt es bei den politischen Ent-
scheidungsträgern, die Erkenntnisse 
und Empfehlungen sorgfältig zu ana-
lysieren und die richtigen Schlüsse 
daraus zu ziehen. Spätestens jedoch 
vor der Sommerpause 2017 – so das 
Ziel des Ministers – muss die Politik 
zu einer tragfähigen politischen Ent-
scheidung kommen, die den Anforde-
rungen an eine effiziente, bürgernahe 
und leistungsstarke Polizei in Stadt 
und Land gerecht wird.“ 

ID-Redaktion: Was ist seither gesche-
hen?

Ralf Kusterer: Das Kabinett hat sich 

dazu entschieden eine ministerielle 
Arbeitsgruppe zur detaillierten Be-
rechnung der Kosten einzusetzen. 
Nach DPolG-Informationen gehört 
dieser Arbeitsgruppe der MD des 
Innenministeriums, Julian Würtenber-
ger, der MD des Finanzministeriums, 
Jörg Kraus, und MDgt. Dr. Florian 
Stegmann, Leiter der Abteilung 1 (Fi-
nanzen) des Staatsministeriums, an.

Von der Hausspitze des Innenminis-
teriums wurde zunächst das Landes-
polizeipräsidium damit beauftragt, 
die Ergebnisse des Projekts und 
letztlich auch die Empfehlungen des 
Lenkungsausschusses auf deren 
Auswirkungen auf die Polizeiorga-
nisation zu analysieren und weitere 
Detailberechnungen vorzunehmen. 
Im Abschlussbericht wurde bereits 
klar ausgeführt, dass Berechnungen 
nicht in allen Bereichen abschließend 
vorgenommen werden konnten.
Diese Berechnungen wurden nach 
DPolG-Informationen bereits der mi-
nisteriellen Arbeitsgruppe übergeben. 
In der Presse wurden bereits Befürch-
tungen geäußert, dass jetzt diejenige, 

die damals für die Berechnungen der 
Polizeireform zuständig waren, jetzt 
die Reform der Reform schlechtrech-
nen würden. Eine solche Behauptung 
ist unseres Erachtens nur möglich, 
wenn man auch tatsächlich die Be-
rechnungen kennt und sich daraus 
eindeutige Fakten dafür ergeben. Wir 
vertrauen hier bislang auf eine ordent-
liche Arbeit des Landespolizeipräsidi-
ums und werden selbstverständlich 
den Bericht auch nochmals kritisch 
unter Einbeziehung der Expertise vor 
Ort überprüfen. Der Bericht wurde 
zusätzlich auch vom EvaPol-Team 
nochmals gegengeprüft.

Zwischenzeitlich haben sich der 
Innenausschuss des Landtags und 
verschiedene Fraktionsgremien 
mit dem Thema befasst. Nach In-
formationen der DPolG soll seitens 
des Arbeitskreises Innenpolitik der 
CDU-Landtagsfraktion auch die Bitte 
geäußert worden sein, das u.a. von 
den DPolG Kreisverbänden Mann-
heim und Heidelberg, sowie dem 
dortigen DPolG-Bezirksverband 
geforderte 15. Polizeipräsidium zu 
prüfen. Zwar nur mit den Bereichen 
Mannheim und Heidelberg und nicht 
mit dem vom DPolG-Kreisverband 
Mosbach geforderten Neckar-Oden-
wald-Kreis. Aber rechnerisch dürfte 
sich bei einer Neuschaffung des „15. 
Präsidiums“ die Einbeziehung des 
ehemaligen PD-Mosbach-Bereich 
kaum auswirken.

ID-Redaktion: Wie geht es weiter? 

Ralf Kusterer: „Ursprünglich war wohl 
vorgesehen, dass bereits am 30. 
Mai 2017 die Befassung einer vom 
Innenministerium gefertigten Kabi-
nettsvorlage im Ministerrat erfolgen 
sollte. Zwischenzeitlich scheint dies 
aber auf den 20. Juni 2017 vertagt zu 
sein. Und sollte es am 20. Juni nicht 
behandelt werden können, so gibt es 

Nahm sich Zeit für die Fragen der ID-Redakti-
on: Ralf Kusterer, DPolG-Landesvorsitzender

Fortsetzung auf nächster Seite
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noch mindestens drei Möglichkeiten 
einer Befassung im Kabinett bis zu 
den Sommerferien, nämlich am 11., 
18. oder 25.Juli. 
Aktuell befasst sich nach Informati-
onen der DPolG eine Arbeitsgruppe 
beim Finanzministerium mit den 
Liegenschaften. Die Ämter von Ver-
mögen und Bau haben dabei den 
Auftrag erhalten, mögliche Liegen-
schaften zu prüfen und eine soge-
nannte sachverständige Schätzung 
vorzunehmen. Vermutlich dürfte das 
auch der Grund dafür sein, dass man 
noch länger Zeit benötigt, damit diese 
Arbeitsgruppe ihre Bewertung vor-
nehmen kann. Nach meinen Infor-
mationen soll diese Schätzung am 9. 
Juli dem Finanzministerium vorliegen. 
Danach folgt durch die ministeriel-
le Arbeitsgruppe eine Gesamtbe-
wertung. Das Zahlengerüst soll im 
Anschluss daran den Landtagsfraktio-
nen der Grünen und der CDU vorge-
stellt werden.“

ID-Redaktion: Welche Prognosen und 
Einschätzungen gibt es? 

Ralf Kusterer: „Natürlich gibt es kaum 
offizielle Verlautbarungen. Politisch ist 
ein Kampf, insbesondere im Bereich 
des Polizeipräsidiums Tuttlingen, 
entbrannt. Jeder möchte gerne einen 
Präsidiums- bzw. KPDir-Sitz (Rottweil, 
Villingen-Schwenningen, Singen….), 
die Tuttlinger wollen das Präsidium 
gerne behalten und die Konstanzer 
ihren Sitz auch nicht hergeben. Un-
terdessen glaubt wirklich kaum noch 
einer, dass sich für den Bereich des 
Polizeipräsidiums Tuttlingen NICHTS 
verändert wird. Zumal in allen Model-
len dieser Bereich tangiert ist. 

ID-Redaktion: Sie sprachen länger 
schon mal von gemachten Zusagen 
des Ministers und des Staatsekretärs?

Ralf Kusterer: „Die DPolG ist sich 
sowohl mit dem Minister wie auch mit 
dem Staatssekretär einig, dass es ein 
Interessenbekundungsverfahren und 
eine sozialverträgliche Umsetzung ge-
ben wird. Dabei wird sich die sozial-
verträgliche Umsetzung sicher an der 
Dienstvereinbarung zur sozialverträg-
liche Umsetzung der Polizeireform 
orientieren. Darauf können sich alle 
Betroffene verlassen. Mir persönlich 
schwebt dabei ein gestuftes Interes-
senbekundungsverfahren (IBV) vor, 
bei dem zuerst alle unmittelbar jetzt 
betroffen Kolleginnen und Kollegen 
und diejenigen, die bei der letzten Re-
form betroffen waren, ihre Wünsche 
äußern können. Erst danach sollte es 
ein Verfahren geben, bei dem freie 
Stellen von jetzt Nicht-Betroffenen 
besetzt werden.“

ID-Redaktion: Die Ergebnisse salopp 
als back to the roots abzutun, wäre 
falsch?!
 
Ralf Kusterer: „Wenn es einen Bereich 
gibt in dem unter diesem Slogan 
deutlich die Freude überwiegt, dann 
ist das sicherlich Pforzheim und der 
Enzkreis. Für viele Kolleginnen und 
Kollegen bedeutet es, dass sie nicht 
mehr die Fahrt nach Karlsruhe auf 
sich nehmen müssen. So etwa Kolle-
gen der ehemaligen Pforzheimer FLZ, 
welche in Karlsruhe in einem separa-

ten Raum arbeiten und den Funkkreis 
Pforzheim plus bedienen. Verwal-
tungsbeamte und Tarifbeschäftigte 
können zurückkehren. Da braucht 
man keine großen Reserven für Tren-
nungsgelder bilden. Für viele Calwer 
und Freudenstädter wird sich nichts 
ändern, es sei denn die Chance, mit 
einer klugen polizeilichen Infrastruktur 
auch diese Bereiche endlich wieder 
anzubinden und nicht weiter abzu-
schneiden. Liegenschaften stehen 
dort zur Verfügung.“

ID-Redaktion: Viele fürchten, durch 
die Umstrukturierungen würden 
stärker ländlich geprägte Präsidien zu 
strukturellen Enddienststellen verküm-
mern.

Ralf Kusterer: „Ja, unterdessen sor-
gen sich manche darüber, dass bei 
einem 14er-Modell und dem Verlust 
von Waiblingen das mit Heidenheim 
neugebildete Polizeipräsidium Aalen 
zur Enddienststelle wird. Aber was 
bedeutet Enddienststelle? Vermutlich 
ist damit die Dienststelle gemeint, bei 
der man endlich angekommen ist, 
in der Nähe seines Wohnortes. So 
ganz mag man dieses vermeintliche 
Schimpfwort deshalb nicht verstehen. 
Ganze Generationen von Polizeibe-
schäftigten sind gerade aus diesen 
Bereichen gekomme und sind erst 
nach vielen Zwangsjahren in den 
Ballungsräumen von Böblingen, 
Esslingen, Stuttgart, und vermutlich 

Fortsetzung von vorheriger Seite

Fortsetzung auf nächster Seite

Was passt zusammen?, Bild: Pixabay

Landesweit werden Liegenschaften geprüft, 
Bild: Pixabay
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nicht zuletzt Waiblingen, zurück in 
ihre Heimat gekommen. Und sie 
haben dort eben nicht ein schönes 
Bänkchen in der Sonne gesucht, auf 
dem man es sich gemütlich machen 
kann. Vielmehr bringen sie engagiert 
ihre Fähigkeiten ein, um professio-
nell die Sicherheit in ihrer Heimat zu 
gewährleisten. Mit aus unserer Sicht 
wenigen Ausnahmen bei der Kriminal-
polizei und des Führungsstabes, wird 
sich die Betroffenheit dort in Grenzen 
halten. Die sich bietenden Chancen, 
insbesondere im Bereich der Krimi-
nalpolizei mit einer nahezu 100%igen 
zweigeteilten Laufbahn, sind sicher 
nicht schlecht.“ 

ID-Redaktion: Reutlingen folgt auf-
fällig dem einstigen 18er-Modell der 
Grünen? 

Ralf Kusterer: „Manche haben es 
schon verdrängt. Die geplanten Ver-
änderungen im 14er-Modell hinsicht-
lich des Polizeipräsidiums Reutlingen 
mit Balingen, Tübingen und Reut-
lingen entsprechen einem Teil des 
ursprünglichen 18er-Modells der 
Grünen. Zumindest die DPolG errei-
chen eher positive Rückmeldungen. 
Chancen für Tübingen, vielleicht als 
neuer und ehemaliger Kripo-Stand-
ort. Manche munkeln: „Vielleicht wird 
doch alles wieder gut.“

ID-Redaktion: Da wir gerade im Ge-
spräch dabei sind ...Esslingen-Waib-
lingen? 

Ralf Kusterer: „Zwei Bereiche der 
ehemaligen LPD Stuttgart werden 
zusammengeführt. Spannend dürfte 
dabei sein, wo der Sitz des Poli-

zeipräsidiums verortet und vielleicht 
die Kripo-Direktion verbleiben wird. 
Reicht das bestehende Interims-FLZ 
mit leichten baulichen Veränderungen 
aus und wäre damit der präsidiale 
Sitz bereits ausgemacht, wie es eini-
ge gemäß polizeifachlicher Einschät-
zung äußern?“  
 
ID-Redaktion: Wird die Kabinettsvorla-
ge eine Detailregelung enthalten? 

Ralf Kusterer: „Davon ist eher nicht 
auszugehen. Vielmehr ist damit zu 
rechnen, dass die Zuschnitte ver-
einbart werden und einige zentrale 
Vorgaben wie beispielsweise der 
Bestand der Verkehrspolizeidirektio-
nen entschieden wird. Die DPolG geht 
dabei aktuell noch davon aus, dass 
alles Weitere entgegen der großen 
SPD-Polizeireform in einem Umset-
zungsprojekt vor Ort entschieden 
und geplant wird. Und dies macht 
sicher auch Sinn – allerdings mit den 
entsprechenden Kompetenzen im 
Umsetzungsprojekt.

ID-Redaktion: Darf man annehmen, 
dass trotz einer Umsetzung vor Ort 
landesweit Gleiches gleich und 
Ungleiches entsprechend ungleich 
bewertet wird? 

Ralf Kusterer: „An das Umsetzungs-
projekt haben wir die Erwartung, dass 
man mit Fingerspitzengefühl und dem 
oft zitierten Skalpell ans Werk geht. 
Die Unterschiede im gesamten Land 
sind zu groß um überall - auch wenn 
die Voraussetzungen nicht gleich sind 
- gleiche Regelungen zu treffen.“

ID-Redaktion: Brauchen wir mit all den 
gewonnenen Erkenntnissen überhaupt 
Interimslösungen? 

Ralf Kusterer: „Der Begriff Interim wird 
ja seit der Polizeireform mächtig stra-
paziert. Und wahrlich gibt es da Dinge 
über deren Interims-Finanzierung 
man den Kopf schütteln kann. Da 
werden Millionen im wahrsten Sinne 
des Wortes „verdummbeutelt“. In der 
Reform deshalb, weil man schnell 
vollendete Tatsachen schaffen wollte. 
Aber diese Entwicklungsphase sollten 
wir doch deutlich hinter uns gelas-
sen haben. Wir brauchen Geld an 

allen Ecken und Enden. Und deshalb 
sollte man nicht erst Interimslösun-
gen finanzieren sondern mit klugen 
Übergangslösungen arbeiten. Und 
eben schnell an der Fertigstellung der 
Endprojekte arbeiten, dies gilt insbe-
sondere im kostenintensiven Bereich 
der Führungs- und Lagezentren.“

ID-Redaktion: Tuttlingen scheint bei 
diesen Reformüberlegungen etwas 
Besonderes zu sein?

Ralf Kusterer: „Ja, Tuttlingen ist etwas 
Besonderes, weil sich dort, zumindest 
für die Beschäftigten im unmittelba-
ren Bereich des Präsidiumssitzes, 
etwas verändert. Und zwar negativ 
verändert. Es ist nach derzeitigen Pla-
nungen das einzige Präsidium, das 
aufgelöst wird. Zwar wird der über-
wiegende Teil der Beschäftigten ihren 
Arbeitsplatz behalten können, aber 
die Beschäftigten im Führungsstab, 
der Verwaltung und des FLZ werden 
höchstwahrscheinlich eine neue Auf-
gabe finden müssen. Und das kann 
auch den Arbeitsort betreffen.“ 

ID-Redaktion: Gibt es denn für diese 
Kolleginnen und Kollegen überhaupt 
irgendwelche Chancen?

Ralf Kusterer: „Das ist sicherlich für 
jeden einzelnen Betroffenen unter-
schiedlich. Die Personaldefizite inner-
halb des PP Tuttlingen sind derzeit 
teilweise erheblich. In den Revieren 
gibt es Erfüllungsstände (VZÄ) mit 
bis zu 75%. Nach Berechnungen der 
DPolG sind 20 Stellen unbesetzt. 
Rechnet man das in VZÄ könnte man 
weit aus mehr Beamte/innen unter-
bringen. Aber für viele Kollegen/innen 
ist es auch eine Bewertungsfrage. 

Fortsetzung von vorheriger Seite
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Zumal im ländlichen Bereich mit den 
geringen Dienstgruppen-Stärken 
kaum Stellen über A11 zu finden 
sind. Auch wenn kein Beamter seine 
höhere Besoldung verlieren wird. 
Auch bei den Tarifbeschäftigten und 
Verwaltungsbeamten sind nicht alle 
Stellen besetzt. Insbesondere hier 
könnte die Hochschule eine Perspek-
tive sein. Weil, wenn die Planungen 
aus EVA-Pol umgesetzt werden, dort 
viele Stellen zusätzlich geschaffen 
werden.“ 

ID-Redaktion: Was macht die DPolG 
für die betroffenen Kollegen/innen?

Ralf Kusterer: „Mit der Ausnahme von 
Tuttlingen macht diese Reform der 
Reform Sinn. Die Frage kann nur sein, 
was man mit Tuttlingen und insbeson-
dere für die betroffenen Kollegen/in-
nen tun kann. Auch die Entwickler der 
Polizeireform hatten für Tuttlingen und 
Konstanz keine Lösung. Und auch 
heute hat noch keiner eine Lösung 
aufgezeigt, in dem die PP-Sitze Kon-
stanz und Tuttlingen in einer neuen 
Struktur erhalten bleiben. Wer sich die 
ehemaligen Polizeidirektionen dort 
anschaut, der merkt, dass die Ur-Vä-
ter der Polizei kleine und leistungs-
fähige Polizeidirektionen geschaffen 
hatten, die eben nicht so ohne weite-
res in irgendeiner Weise mit anderen 
Dienststellen zu verschmelzen sind.  
Ich bin der Auffassung, dass wir uns 
den Sorgen und Ängsten der betroffe-
nen Beschäftigten annehmen müs-
sen. Das heißt, vertretbare, sozialver-
träglich Lösungen suchen und finden. 
Unsere Bemühungen um ein IBV, 
eine sozialverträgliche Umsetzung 
und zeitliche Zwischenlösungen, wie 
den weiteren Betrieb der FLZ, um 

Interimslösungen an anderer Stelle 
zu vermeiden, sind sicher solche. 
Und ich bin mir sicher, dass wir gute 
Lösungen finden können.“ 

ID-Redaktion: Die Gewerkschaft hat 
unerwartet Schützenhilfe bei den 
Forderungen nach mehr Personal 
bekommen. Auch der Lennkungsaus-
schuss hat mehr Stellen gefordert. 

Ralf Kusterer: „Es scheint so, als ob 
die Forderungen der DPolG auf offene 
Ohren gestoßen sind. Nicht nur in der 
Zusage, dass alle Mehrbedarfe durch 
zusätzliche Stellen für die Reform der 
Reform zur Verfügung gestellt wer-
den. Die Forderung der DPolG auf 
weitere 2000 Stellen, nachdem die 
DPolG-Forderung für 1500 Neustellen 
(600 NVZ und 900 PVD) bereits in 
der Umsetzung ist, hat bereits inter-
ne Planungen und Berechnungen 
ausgelöst. Auch in der Politik ist es 
angekommen, dass nur Reform keine 
Lösung ist. Wichtig ist auch hier: Wei-
tere Einstellungen gehen nicht ohne 
einen signifikanten Ausbau der Hoch-
schule in Villingen-Schwenningen 
sowie einem erwachsenengerechten 
Standard des neu zu schaffenden 
Aus- bzw. Fortbildungsstandorts in 
Herrenberg.“

ID-Redaktion: Aus einer Gerüchtekü-
che kommen angeblich ja doch nur 
Gerüchte – oder ist an denen doch 
was Wahres dran?  
Gerücht 1: Eine KPDir in Singen sei 
mit 20 Millionen veranschlagt? 

Ralf Kusterer: „Wenn es so wäre, 
müsste man mehrere Fragezeichen 
über die Notwendigkeit und den Sinn 
machen. Die Planungen für die KPDir 
in Rottweil sind faktisch praktisch ab-
geschlossen - mit dem Anbau könnte 
begonnen werden. Aktuell beträgt die 
Nutzfläche ca. 3.000 m². Der geplan-
te Anbau umfasst nochmal ca. 900 
m². Bisher sind es 168 Arbeitsplätze. 
Durch den Anbau wären es 215 Ar-
beitsplätze. Die Baumaßnahme wurde 
mit 4,6 Millionen Euro veranschlagt. 
Warum man einen Neubau in Sin-
gen mit 20 Millionen veranschlagen 
würde entzieht sich unserer Kenntnis. 
Vielleicht wird der Anbau auch nicht 
oder nur in geringerer Form benötigt, 

gemäß Evaluationsbericht sollen ja 
die lokalen Kriminalkommissariate 
gestärkt werden. Vielleicht also doch 
eher ein Gerücht?

ID-Redaktion: Gerücht 2, Neubaupla-
nungen einer KPDir in Pforzheim – für 
bis zu 18 Millionen?  

Ralf Kusterer: „In Pforzheim werden 
alleine durch die Auflösung der VUA 
größere Räumlichkeiten frei. Weitere 
Räumlichkeiten stehen in Pforzheim 
zur Verfügung. Ob man dies dabei 
nicht berücksichtigt hat? Vielleicht 
doch eher auch ein Gerücht?“

ID-Redaktion: Gerücht 3, Festhalten 
am Bau der KPDir in Karlsruhe?  

Ralf Kusterer: „Es mag sein wie so oft. 
Wer mal von einem Bestandgebäude 
in einen Neubau gezogen ist, der hat 
schon am oft bezeichneten „Ha-
senstall-Büro“ festgestellt, dass hier 
die Musterraum-DIN voll zuschlägt. 
Die Begeisterung der Beschäftigten 
hält sich in Grenzen. Keine Parkplät-
ze, weniger Raumangebote, weni-
ger Besprechungsräume. Das wird 
zumindest auch aus Karlsruhe an uns 
herangetragen. Ob es dabei Argu-
mente gibt, weil teilweise Mietverhält-
nisse eher unklar sein könnten? Ob 
es nicht Räumlichkeiten gibt die bei 
einer Trennung frei werden? 
Die Bauplanung an sich ist sicher kein 
Gerücht. Ob und in welcher Größen-
ordnung man daran festhält ist aber 
sicher offen. Gut wäre es aber auf je-
den Fall, dass man in der Betrachtung 
was bei Kür und Pflicht erforderlich 
ist, die Menschen die es betrifft, nicht 
außen vor lassen sollte.“
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ID-Redaktion: Gerücht 4, 280 Mehr-
stellen statt geplanter 120 Stellen für 
das 14er-Modell? 

Ralf Kusterer: „So ganz einfach ist 
das ja mit den Stellenberechnungen 
nicht. Und warum bei einer Übertra-
gung der Aufgaben aus einer Tren-
nung eines Polizeipräsidiums heraus 
auch das dafür bisher eingesetzte 
Personal nicht ausreicht, ist so nicht 
immer so ganz nachvollziehbar. Da 
gibt es Quoten in den Stäben und 
vieles anderes mehr. Aber sollte es 
tatsächlich so sein, wird man vielleicht 
doch noch über eine Abschaffung der 
Direktion der Reviere sprechen. Denn 
glaubt man den Gerüchten aus dem 
Lenkungsausschuss und dem Projekt 
wurde die 14er-Lösung priorisiert ge-
wählt. Und wenn der personelle Preis 
dafür zu hoch gewesen wäre, hätte 
man eher die Auflösung der Direktion 
Reviere vorgeschlagen als auf die 
14er-Lösung zu verzichten. Aber viel-
leicht ist auch das nur ein Gerücht?“

ID-Redaktion: Gerücht 5, Es seien 
Millionen für Trennungsgelder veran-
schlagt? 

Ralf Kusterer: „Das macht sicher dann 
Sinn, wenn sehr viele Kolleginnen 
und Kollegen negativ von der Reform 
und einer Umsetzung mit Ortsver-
änderung betroffen sind. Zumindest 
aus Sicht der DPolG dürfte aber der 
überwiegende betroffene Teil der 
Kolleginnen und Kollegen eher nicht 
von einer großen Ortsveränderung 
betroffen sein. Und wenn, dann eher 
von einer positiven Veränderung mit 
einer deutlichen Zeit- und Streckener-
sparnis. 
Es sei denn man baut solche Dinge 
wie Singen und schafft auf einen 
Schlag zusätzliche persönliche 
Betroffenheiten. Aber das ist ja auch 
vielleicht nur ein Gerücht? Allein wür-
den solche    G e r ü c h e   aus der 
Küche, wohl eher den Nährstoff für 
die Bedenken einer Schlechterrech-
nung bieten.“ 

ID-Redaktion: Zu guter Letzt – Man 
hat das Gefühl, dass sich einige 

Polizeipräsidenten und das Landespo-
lizeipräsidium gegen eine Reform der 
Reform stellen?

Ralf Kusterer: „Die polizeiliche Ba-
sis, die Mitarbeiter/innen, haben seit 
der Reform immer wieder geäußert, 
dass sie sich in Ihren Interessen nicht 
vertreten fühlen. Für viele Polizeibe-
schäftigte gibt es einen deutlichen 
Unterschied zwischen dem, was sie 
sehen und zu dem, was sie selbst 
erleben und fühlen. Vielleicht ist 
das auch Ausfluss dessen, dass die 
Reform einfach viel zu groß war und 
die Entfernung vom Polizisten auf der 
Straße zu den Führungskräften viel 
zu groß wurde. Was man früher dem 
namentlich bekannten Polizeibeschäf-
tigten noch erklären konnte, ist in der 
Anonymität fast unmöglich. Und na-
türlich gibt es völlig unterschiedliche 
Wahrnehmungen und Kenntnisse.“ 

ID-Redaktion: Wenn dem nun so 
wäre, hätten Sie dafür Verständnis?

Ralf Kusterer: „Ja, ich selbst kann 
auch die Polizeipräsidenten und die 
Führung im Landespolizeipräsidium 
verstehen. Die Polizeireform war 
gewissermaßen ihr Kind, dem sie mit 
einem hohen Engagement das Lau-
fen beibrachten. 
Sie waren es auch, die ihre Projekt-
mitarbeiter, ihre Beschäftigten, immer 
wieder dazu ermuntert haben, den 
Projektwahnsinn mit einem über dem 
vertretbaren Maß geforderten Arbeits- 
und Leistungseinsatz zu stemmen. 
Und sie erkennen jetzt, oft am Ende 
ihrer Laufbahn, dass man auf den 
Trampelpfaden, die man für dieses 
Kind mühsam ausgetreten hatte, nicht 
weiter nach Stolperfallen sucht, um 
diese zu entschärfen, sondern man 
jetzt damit beginnt, nebenan eine 
komfortablere Straße zu betonieren, 
die für die nächsten Jahrzehnte hal-
ten soll.“ q

Fortsetzung von vorheriger Seite
ACHTUNG ZEITUNGSENTE:

 Schweiz schafft 
Promillegrenze ab
Absenkung der Promillegren-
ze lies Unfallquote explodie-
ren 

Die 0.5 Promille-Grenze wird 
in der Schweiz wieder aufge-
hoben, war in einem Zeitungs-
artikel zu lesen, welcher jüngst 
durch die Sozialen Netzwerke 
tingelte. Eine gesamtschweize-
rische Studie habe eine starke 
Zunahme der Unfallhäufigkeit 
seit Einführung der 0,5 Promil-
le-Grenze ergeben. Insbeson-
dere zu später Stunde und an 
Wochenenden sei es verstärkt 
zu Unfällen gekommen. Die 
Gründe sahen die Experten vor 
allem darin, dass die Männer 
sich nicht mehr alkoholisiert 
ans Steuer setzen, sondern von 
ihren Frauen abholen lassen... 

Die ID-Redaktion ging die-
ser unglaublichen Meldung, 
mit noch unglaublicherem 
Erklärungsansatz, nach und 
stellte fest, dass es sich um eine 
sogenannte Fake News handelt. 
Diese taucht bereits sei über 
zehn Jahren immer mal wieder 
auf. q

Unfallgefahr durch neues Schweizer 
Regelwerk gebannt?, Bild: Pixabay

Kurz vor Versand dieses Newsletters erreichte 
die ID-Redaktion ein Zeitungsbericht, demzufol-
ge die Regierungsfraktionen am kommenden 
Dienstag (20. Juni) über die Ergebnisse bera-
ten wollen. Tags darauf soll in der Koalition eine 
Entscheidung über das künftige Modell fallen. 
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Drohnen für die Polizei?  
Projektgruppe prüft Möglichkeiten des polizeilichen Einsat-
zes von Drohnen. 
Unmanned Aircraft Systems (UAS) 
- so lautet die technisch korrekte 
Bezeichnung für „Drohnen“. An-
gesicht ihrer mannigfachen EIn-
satzmöglichkeiten kommt auch 
eine Verwendung als polizeiliches 
Einsatzmittel in Betracht. 

Die Inspektion von Industrieanlagen 
und Hochspannungsleitungen, das 
Absetzen von Medikamenten in un-
wegsamen Gebieten, Schädlingsbe-
kämpfung, sowie die Dokumentation 
per Bild und Video sind einige ihrer 
vielen Einsatzmöglichkeiten. Immer 
mehr Behörden mit Sicherheitsaufga-
ben nutzen die vielseitigen Luftfahr-
zeuge als Einsatzmittel. Zum Beispiel 
zur Aufklärung bei der Brandbekämp-
fung oder bei der Personensuche. 

Die Polizeiführung des Landes 
entschied sich deshalb für die Ein-
richtung eines Projektes „UAS-Poli-
zei“. Das IM-LPP hat der praktischen 
Erprobung zugestimmt und erste 
Fluggeräte sind bereits im Testbe-
trieb. Neben einer Vielzahl von mög-
lichen Anwendungssituationen und 
dem Fliegen auf Sicht, soll auch das 
Steuern außerhalb des Sichtbereichs 
geprüft werden. 

Bis Ende Juni 2017 soll eine Empfeh-
lung für eine organisatorische An-
bindung der „Luftfahrzeugfernführer 

Polizei“ sowie eine Fortbildungskon-
zeption vorgelegt werden. 

Erprobt werden vor allem die Erstel-
lung von Luftbildern von gefährdeten 
Objekten, Tatorten und Unfallstellen. 
Ebenso getestet wird die Unterstüt-
zung bei der Suche und Fahndung 
nach Personen/Straftätern, der Aufklä-
rung von komplexen Einsatzlagen 
sowie die Bildübertragung in die 
Befehls- und Lagezentrentren.

Die ID-Redaktion hält die Gedanken 
und die Entscheidung der Polizeifüh-
rung für sehr innovativ und zukunfts-
orientiert. Auf den weiteren Verlauf, 
bis hin zur erfolgreichen Bewältigung 
erster realer Einsatzlagen, sind wir 
mehr als gespannt. Wer weiß? Even-
tuell geht es in einem der nächsten 
Projekte schon um Teleportation ... 
„Scotty, beamen bitte!“ q

Quelle: LPP-Info

Eine High-Tech-Drohne im Einsatz, Bild: Pixabay

Die Deutsche Polizeigewerkschaft ist 
mit 16.000 die mitgliederstärkste Po-
lizeigewerkschaft in Baden-Württem-
berg. Bei den Wahlen zu den Perso-
nalvertretungen der Polizei hat sie mit 
100.000 Stimmen Vorsprung (175.000 
insgesamt) im Hauptpersonalrat der 
Polizei eine 2/3 Mehrheit erreicht. Die 
DPolG stellt mit wenigen Ausnahmen 
in den meisten Personalvertretungen 
der Polizeipräsidien und Einrichtun-
gen der Polizei die Mehrheit. q


